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Organisation der Wirtschaftspolitik
Herbert König, Bonn

Im Heft 2/1975 des WIRTSCHAFTSDIENST untersuchte Prof. H.-R. Peters die Möglichkeit einer ziel
bezogenen Organisationsstruktur für die Wirtschaftspolitik und für das — für diese Politik verantwort
liche — Bundesministerium für Wirtschaft. Der nachfolgende Beitrag hat die Absicht, zu einer differen
zierteren Sicht dieser Probleme beizutragen und den Ansatz von Peters unter allgemeinen strukturel
len und methodischen Aspekten weiterzuführen.

BMWi

n der jüngeren verwaltungs-, finanz- und politik
wissenschaftlichen Diskussion scheint sich all

gemein die Erkenntnis durchzusetzen, daß die or
ganisatorischen Strukturen der Verwaltung unter 
funktionalen Gesichtspunkten in Frage gestellt 
werden müssen: Die Verwaltung könne sich nicht 
darauf verlassen, daß die in den Köpfen ihrer Mit
glieder vorfindbaren Informationen und Fachkennt
nisse geeignet sind, bevorstehende Aufgaben zu 
lösen; man sei daher insbesondere gezwungen, 
projektorientierte Strukturen aufzubauen, die auch 
Raum geben für den Einsatz von Experten und 
Forschungsgruppen und die sich auf Informations
systeme abstützen ').

Ferner erwächst aus empirischen Untersuchungen 
von Organisationsstrukturen und -diagrammen die 
Erkenntnis, daß bislang kein zwingender Zusam
menhang zwischen der inhaltlichen Politikgestal
tung und der Ausprägung einer spezifischen Or
ganisationsstruktur besteht: Fast jedes Ministe
rium versuche, eine andere Organisationsstruktur 
modifizierend zu installieren, so daß sich bislang 
kein Konsens in Wissenschaft und Praxis über die 
„effektive“ Organisationsstruktur herausgebildet 
habe. Obwohl naheliege, daß man die Organisa
tionsstruktur in einem eindeutigen Subordinations
verhältnis zur Politikgestaltung und damit zu einer 
ihr adäquaten Programmstruktur sieht, seien Pro
blemlösungserfordernisse und Perzeptionen dar
über bei den Akteuren des Staatsapparates offen
bar noch in keinen endgültigen Zusammenhang 
gebrachtJ).

Dr. Herbert König, 49, ist Mitglied der Pro
jektgruppe Regierungs- und Verwaltungs
reform beim Bundesminister des Innern und 
Lehrbeauftragter für Verwaltungswissen
schaft an der Universität Bielefeld sowie für 
Haushalts- und Finanzplanung an der Uni
versität zu Köln. Er war zuvor langfristig in 
der Zentralabteilung des BMWi tätig.

So deutet sich hier für die Zukunft der Primat der 
Programmstruktur, d. h. der Darstellung der poli
tischen Aktion in formalisierter und damit ver
ständlicher Weise, gegenüber der konventionellen 
Organisationsstruktur an. Diese erscheint immer 
mehr als Selbstzweck; denn sie verheißt bei Kon
gruenz mit der Programmstruktur Windstille und 
geruhsame Kästchen, die von dem Sog der poli
tischen Probleme unberührt bleiben.

Bezogen auf die Wirtschaftspolitik bedeutet dies 
die Frage nach den Aktionsfeldern dieses Politik
sektors und nach ihrer sinnvollen Strukturierung. 
Die Aufbauorganisation, sofern man ihrer über
haupt noch bedarf, ist dann nichts anderes als ein 
Spiegelbild der jeweiligen programmatischen Er
fordernisse, womit zugleich die Forderung nach 
ihrer jederzeitigen Anpassungsfähigkeit und Fle
xibilität in ihrer personellen Besetzung gestellt ist. 
Erst wenn die Organisation sich prinzipiell den 
wechselnden Aktionsstrukturen anpaßt, ist Gewähr 
gegeben, daß insbesondere die Personalausgaben 
als Funktion der öffentlichen Aufgaben erscheinen.

Die Forderung nach der Zieladäquanz der Organi
sation eines Ministeriums umgreift mithin die Ge
samtheit der dem Politiksektor gestellten Ziele — 
unter Einschluß der Aufgabendarstellung her
kömmlicher Art —, die Verknüpfung dieser Ziele 
mit den politischen Programmen und den Ausweis 
der Ressourcen wiederum in Verbindung mit den 
Programmen. Dabei antwortet die Zielstruktur auf 
die Frage nach dem „Wozu“ der politischen Ak
tion, während die Programmstruktur deren „Was“ 
darstellt.
Sowohl die Ziele als auch die Programme, ferner 
die — soweit man sie gegenüber einer Programm
struktur überhaupt aufrechterhalten will — insti-
')  S ie h e  dazu  C la u s  0  f I e : R a t io n a litä ts k r ite r ie n  und  F u n k tio n s 
p ro b le m e  p o lit is c h -a d m in is tra t iv e n  H a n d e ln s , in :  Le v ia th a n , Z e it 
s c h r ift  fü r  S o z ia lw isse n sch a tte n , H e ft 3 ’1974, S. 333 f l.  (337).
J) P e te r G r  o  11 i a n un d  A xe l M u r s w i e c k :  Z u r th e o re t i
schen  und  e m p ir is c h e n  B e s tim m u n g  von  p o lit is c h -a d m in is tra t iv e n  
H a n d lu n g s s p ie lrä u m e n , B e r lin  und  H e id e lb e rg  1974 (u n v e rö ffe n t
lic h te s  M a n u s k r ip t) .
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tutionelle Organisationsstruktur und schließlich 
die Haushaltsgliederung bedürfen des gemein
samen Strukturprinzips, wenn sie aufeinander ab
gestimmt sein sollen. Es gilt also, einen „roten 
Faden“ zu finden, der alle diese strukturellen Dar
stellungsformen bis hin zu dem Ausweis der per
sonellen Ressourcen, d. h. einer Personalbedarfs
und -entwicklungsplanung, verbindet.

Als ein solches Strukturprinzip könnte die Dimen
sionierung, d. h. die Darstellung öffentlicher Ziele 
und Aktivitäten nach funktionalen, sektoralen und 
regionalen Dimensionen, dienen, wie sie die be
triebswirtschaftliche Organisationstheorie kennt. 
Dabei würde die funktionale Dimension alle ge
samtgesellschaftlichen Politiken umfassen, wäh
rend die sektorale Dimension als zielgruppen
orientierte Komponente die Politikbereiche um
greifen würde, die Teile der Gesellschaft betreffen, 
also Zielgruppen wie Industrie, Verbraucher, Land
wirtschaft und andere. Die regionale Dimension 
schließlich könnte die Aktionsebenen der Politik 
(Gemeinde, Länder, Bund, Europa, internationale 
Beziehungen) ansprechen.

Eine solche Strukturierung würde in der politischen 
Praxis die Interdependenzen zwischen den Politik-

D/'e maßgerechte Gesetzessammlung:

Wirtschaftsgesetze
Loseblatt-Textsammlung für Juristen und 
Wirtschaftsfachleute. 6. Auflage. 1975.
Rund 1600 Seiten.
In Plastikordner DM 32,—

45 vollständige Gesetze und Verordnungen. 
Preisgünstig in einem handlichen Band.

Hier eine Auswahl: Abzahlungsgesetz, Be
triebsverfassungsgesetz, Bürgerliches Ge
setzbuch, EWG-Kartell-Verordnung, Genos
senschaftsgesetz, Gewerbeordnung, GmbH- 
Gesetz, Grundgesetz, Handelsgesetzbuch, 
Kartellgesetz, Kreditwesengesetz, Kündi
gungsschutzgesetz, Rabattgesetz, Scheck
gesetz, Wechselgesetz, Wirtschaftsstraf
gesetz 1954, Wohnungseigentumsgesetz.

C. H. Beck 8 München 40

feldern, beispielsweise die Beziehungen zwischen 
Wirtschafts- und Strukturpolitik oder Forschungs
und Technologiepolitik, aber auch zwischen sek
toralen Bereichen wie Mittelstands- und Verbrau
cherpolitik stärker hervortreten lassen. Bei Durch
schlag auf das Budget schließlich würde dieses 
endlich zu einer output-orientierten programmhaf
ten Darstellung der öffentlichen Ausgaben führen, 
die allein den Forderungen nach einer Erhöhung 
der Rationalität der Staatswirtschaft3) im Sinne 
eines Ziel-Mittel-Bezugs nachkommen würde.

Ansatzpunkte für Gruppenpressionen?

Welche von diesen Dimensionen im Vordergrund 
der Strukturierung etwa eines Ministeriums steht, 
hängt von dessen politischer Zielsetzung ab. So ist 
beispielsweise aufgrund des Gutachtens der Kom
mission zur Reform des Auswärtigen Dienstes 
(Herwarth-Kommission) die Struktur des Auswär
tigen Amtes primär auf die sektoral-regionale Di
mension abgestellt worden, d. h. die Linienorgani
sation des Hauses ist auf die Politikadressaten 
des AA (andere Nationen, supra- und internatio
nale Institutionen) ausgerichtet worden, während 
die funktionale Dimension (Einteilung nach Politik
bereichen wie Kultur, Außenwirtschaft, Techno
logie usw.) im wesentlichen als Stabsfunktion mit 
beratendem Charakter erscheint. Für ein wirt
schaftspolitisches Ressort hingegen tritt die re
gionale Dimension regelmäßig zurück, und zwar 
zugunsten einer Entscheidung über den Primat 
der funktionalen oder der sektoralen Dimension. 
Der Vorschlag von Peters gibt der ersteren den 
Vorrang, weil die zweite angeblich Ansatzpunkte 
für Gruppenpressionen liefert.

An dieser Stelle bedarf es aber einer sachlichen, 
emotionsfreien und empirisch abgesicherten Ab
wägung zwischen den Bedürfnissen der Wirt
schaftspolitik. Eine auf Globalsteuerung abge
stellte makro-ökonomische Prozeßpolitik forderte 
in der Tat den Primat der funktionalen Dimension, 
d. h. die Einteilung eines Wirtschaftsressorts nach 
dem generellen „Output“ einer solchen Steue
rungsform.

Andererseits ist heute die Alternative zur Global
steuerung keineswegs eine protektionistische sek
torale Strukturpolitik, sondern eine differenzie
rende Wirtschaftspolitik, die weit mehr ist als nur 
Strukturpolitik, nämlich außerdem auch Grund
stoffpolitik, Energiepolitik, Technologiepolitik, Mit
telstandspolitik und nicht zuletzt Außenwirtschafts
politik, wenn man einmal von der regionalen Kom

3) V g l. dazu  K a rl-H e in r ic h  H a n s m e y e r  (H rs g .): D as ra tio n a le  
B u d g e t — A n sä tze  m o d e rn e r H a u s h a lts th e o r ie . K ö ln  1971; fe rn e r  
B e rt R ü r  u p : D ie  P ro g ra m m fu n k tio n  des  B u n d e s h a u s h a lts p la 
nes. F in a n z w is s e n s c h a ft lic h e  F o rsch u n g s a rb e ite n . NF, H e ft 40. 
B e rlin  1971; und  H a n s m e y e r / R ü r u p :  S ta a ts w irts c h a ftlic h e  
P la n u n g s in s tru m e n te , 2. A u fla g e , T ü b in g e n  u n d  D ü s s e ld o rf 1975.
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ponente Europapolitik absehen will und davon 
ausgeht, daß das Schwergewicht der Länderorien
tierung der Außenwirtschaftspolitik mit der Zu
ständigkeit für die Kapitalhilfe abgewandert ist.

Wäre somit aus diesen Gründen vielleicht das 
strukturpolitische Gewicht der Wirtschaftspolitik 
stärker, müßte man überlegen, ob nicht eine „Kon
taktscheibenorganisation“ unter bewußter Zuwen
dung zu den Zielgruppen einer solchen Politik 
zweckmäßiger wäre als eine funktionale Struktur. 
Denn eine gute Politik wird einer sorgfältigen Be
obachtung ihres Wirkungsbereichs, d. h. ihrer 
Adressaten, und der daraus resultierenden diffe
renzierten Information über Ansatzpunkte und 
Möglichkeiten einer Politik nicht entraten können. 
Gibt man aber der funktionalen Dimension den 
Vorrang, bedarf es der Einrichtung einer sowohl 
auf die gewerbliche Wirtschaft als auch auf die 
außenwirtschaftlichen Partner hin orientierten In
formationsbasis.

Die von Peters formulierten Anforderungen an 
eine Organisationsstruktur wirtschaftspolitischer 
Entscheidungsinstanzen der höchsten Ebene — 
Konzeptionsorientierung, Minimierung von Koordi
nierungsbedürfnissen, Anpassungsfähigkeit an 
neue Aufgaben und Mobilität zwischen den Ar
beitseinheiten — bedürfen somit der Ergänzung 
hinsichtlich
□  der Zielorientierung im Sinne der Entschei
dung darüber, welcher Dimension der Vorrang ge
bührt, aber auch
□  der Politikorientierung im Sinne der Konzen
tration auf Politikentwurf und -gestaltung unter 
Delegation exekutiver Aufgaben,
□  der Programmorientierung unter Zusammen
fassung der Einzelmaßnahmen zu in sich konsi
stenten globalen Programmen und schließlich
□  der Outputorientierung im Sinne der Darstel
lung dessen, was aus der Programmerfüllung her
auskommen soll.

Organisationsstruktur des BMWi

Laut Peters zeigt schon ein Blick auf den derzei
tigen abteilungsmäßigen Organisationsplan des 
BMWi, daß die Organisationsstruktur dieser wirt
schaftspolitischen Zentrale kaum konzeptions
orientiert ist. Ein unbefangener Betrachter der 
weitverzweigten Organisation des BMWi könne 
den Eindruck gewinnen, daß ein ziemlich hetero
genes Sammelsurium von teils bedeutsamen wirt
schaftspolitischen Funktionen und teils routine
mäßigen bzw. eigentlich zweckmäßigerweise von 
nachgeordneten Behörden wahrzunehmenden Ver
waltungsaufgaben zu einer in sich wenig konsi
stenten Organisationsstruktur zusammengefügt

worden ist. Die Gesamtorganisation hätte sich seit 
1966 trotz der Abgabe einiger Sachkompetenzen 
Ende 1972 an andere Ministerien noch weiter ver
stärkt, aber kaum konzeptionsorientiert im verblie
benen Zuständigkeitsbereich fortentwickelt.

Nun ist das Bundesministerium für Wirtschaft nach 
Abgabe einiger Sachkompetenzen nach der Neu
gliederung der Bundesregierung Ende 1972 an 
andere Ministerien keineswegs in einen Dorn
röschenschlaf verfallen, der es zu einem organi
satorisch steuerlosen Schifflein auf den Wogen 
der Politik gemacht hätte. Freilich bedurfte es zu
nächst der Konsolidierung und der Neuorientie
rung nach den an ihm vorgenommenen funktio
nalen Operationen. Aber sehr bald gesellte sich 
dazu eine wache Beobachtung der generellen Ent
wicklung auf dem Gebiet der Innovation von Re
gierungs- und Ressortstrukturen sowie der Metho
den zur Politikgestaltung. Damit verbanden sich 
zugleich personelle Umbesetzungen in den hierfür 
relevanten Organisationseinheiten des Hauses.

Andererseits gab es Forderungen der Personal
politik als Reaktion auf den Versuch externer 
Kräfte, die eigene Organisationsgewalt im Sinne 
einer falschen Sparsamkeit, weil im Ergebnis Un
wirtschaftlichkeit, zu beeinflussen. Das wiederum 
bewirkte eine Schwächung der seit Jahren einge
schlagenen und bewährten organisatorischen 
Grundkonzeption des Hauses. Nachdem heute 
diese Schwäche überwunden ist, werden erste 
Ansätze zu einer Gesamtorientierung spürbar, 
ohne daß man andererseits verkennt, welcher in
ternen Information und Bewußtseinsbildung es 
bedarf, um eine sorgfältig erarbeitete Konzeption 
zum Tragen zu bringen. Dabei gilt es zugleich die 
Erfahrung der jüngsten Jahre auszuwerten, die 
dahin geht, daß wirtschaftspolitische Steuerungs
einheiten des Hauses personell vernachlässigt, 
sektorale Einheiten andererseits noch nicht voll 
auf ihre Informations-, Kontakt- und Beobach
tungsfunktion eingerichtet sind.

Zugleich ist die Optimierung der wirtschaftspoli
tischen Steuerungsfunktion abhängig von der Re
gierungsstruktur im ganzen und von der Breite 
und Intensität von Aktivitäten anderer Ressorts, 
auf die es wirtschaftspolitisch einzuwirken gilt. 
Betrachtet man einmal die Struktur der Bundes
regierung unter dem Aspekt der eingangs zitierten 
Dimensionen, läßt sich in der Tat daraus die For
derung ableiten, daß mit „Primärpolitik“ , d.h. die 
Gesellschaft im ganzen angehenden Politiken, be
traute Ressorts ihrer globalen Steuerungsfunktion 
halber stärker auszustatten wären, zielgruppen
orientierte, d. h. sektoral angesetzte Ressorts hin
gegen lediglich dazu instandgesetzt werden soll
ten, Primärpolitiken entsprechend dem Gewicht 
der von ihnen zu betreibenden Politik zu beein-
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Hussen; das kann durch ein entsprechendes Ge
wicht im Kabinett wie durch Zuweisung von die 
Globalpolitik differenzierenden Haushaltsmitteln 
geschehen, sicher aber nicht durch Ausstattung 
mit personellen Ressourcen, die im Grunde das 
noch einmal tun, was in den Primärpolitikberei
chen bereits geschieht. Hierfür gibt es beredte 
Beispiele in der Bonner Regierungsstruktur.

Der Ausweis der vorgenannten Dimensionen 
kommt in der herkömmlichen Organisationsstruk
tur nicht zum Tragen. Jedes Ressort legt heute 
einen Organisationsplan vor, in dem ohne jede 
graphische Kennzeichnung funktionale, sektorale 
und regionale Funktionen nebeneinander und mei
stens durcheinander auftreten. Daher erscheint es 
nicht verwunderlich, wenn Peters auch für die 
Wirtschaftspolitik nichts anderes als ein ziemlich 
heterogenes Sammelsurium unterschiedlichster 
Funktionen erkennt. Dies soll den Wert seines 
Strukturierungsversuches nicht in Frage stellen, 
der im Grunde der Funktionaldimension zum 
Durchbruch verhelfen will. Daß es daneben aber

auch des Ausweises der beiden anderen Dimen
sionen zumindest in Stabsfunktionen bedarf, wird 
dabei allerdings übersehen.

Entwurf einer konzeptionellen 
Organisationsstruktur

Legt man einmal den Ausgangspunkt von Peters, 
wonach sich die wirtschaftspolitische Konzeption 
der Bundesregierung aus den drei Hauptkompo
nenten; Politik zur Sicherung und Stärkung der 
Marktwirtschaft, insbesondere Wettbewerbspolitik, 
der Globalsteuerung und der Strukturpolitik zu
sammensetzt, ungeprüft zugrunde, so besteht 
das Verdienst seines Strukturvorschlages sicher
lich — in Stichworten zusammengefaßt — in
□  der breiten Gewichtung der funktionalen Di
mension entsprechend ihrer Bedeutung in einem 
wirtschaftspolitischen Ressortprogramm,
□  einem Programmzuschnitt nach Grundsätzen 
der Wirtschaftspolitik/Wirtschaftsordnungspolitik, 
Konjunktur- und Wachstumspolitik und Struktur
politik, der auf den ersten Blick einleuchtet und 
vieles Verstreute zusammenfaßt und zueinander 
in eine sachlogische Beziehung setzt,
□  dem Ausweis von Diensten als Serviceleistun
gen für die fachliche Politik, was insbesondere 
den Haushalt in den Dienst der politischen Auf
gabe verweist, und in
□  der Betonung der generellen Arbeiten an 
einem wirtschaftspolitischen Zielsystem und an 
der Programmplanung bis hin zur Ressourcen
zuordnung und Erfolgskontrolle.

Daß diese Gewichtung nicht der Bedeutung des 
Hauses auf all seinen Aktionsfeldern gerecht wird, 
trifft sich mit der Nichtausschöpfung der Kapazi
täten im sogenannten nachgeordneten Bereich, 
insbesondere in den wissenschaftlichen Bundes
anstalten, und den damit gegebenen politischen 
Möglichkeiten. Wer diese Bereiche — etwa der 
Physikalisch-Technischen Bundesanstalt und der 
Bundesanstalt für Materialprüfung — kennt, weiß, 
welche forschungs- und technologiepolitischen 
Anstöße von dort gegeben werden können. Völlig 
außer acht gelassen sind schließlich die soge
nannten Spiegeleinheiten, deren Notwendigkeit 
immer wieder — leider ohne Konzept — in Frage 
gestellt wird. In der Tat bedarf es der Einwirkung 
eines mit Primärpolitik betrauten Hauses auf an
dere primärpolitische Ministerien, so beispiels
weise der wirtschaftspolitischen Einflußnahme auf 
die Verteidigungspolitik. Ob man dazu eigene 
Organisationseinheiten schaffen oder Grundsatz
referate verstärken soll, ist allerdings eine zweite 
Frage.
Wieviel Einheiten alsdann für eine optimale Orga
nisation zu schaffen sind, ist nicht im Rahmen

LATEINAMERIKA 1974/75 bringt in fundierten Be
richten, Analysen, Daten und Statistiken eine umfas
sende. systematische Übersicht über die wirtschaft
lichen und politischen Entwicklungen in den latein
amerikanischen Ländern.
Die neuesten und praxisbezogenen Informationen 
über Lateinamerika bietet Ihnen dieser Jahresbericht 
74/75 des Ibero-Amerika-Vereins.
Umfang 88 Seiten. Preis DM 11.50. Zu beziehen durch 
den Buchhandel oder direkt beim Verlag.

Ü B E R S E E - V E R L A G
2 Hamburg 76. Schöne Aussicht 23 

Telefon (040) 22 85 226
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einer Diskussion über Groß- oder Kleinreferate 
zu beanworten, sondern ergibt sich aus der Fülle 
der Aktivitäten, die des persönlichen Einsatzes 
eines Referenten bedürfen. Es sind Organisations
einheiten denkbar, von deren Basis her nur ganz 
wenige Entscheidungen an den Referenten her
angetragen werden müssen, so daß diese Einhei
ten — etwa im Inneren Dienst — sehr groß sein 
können, andererseits sind Referate vorstellbar, in 
denen die Gesamtheit der politischen Aktivität 
beim Referatsleiter liegt, so daß es hier lediglich 
einer Sekretärin bedarf. Ein Referat ist also dann 
zu bilden, wenn die Kapazität seines Leiters voll 
in Anspruch genommen ist.

Das gleiche Problem stellt sich im Grunde auf der 
Abteilungsleiterebene. Jede Leitungs-, Koordina- 
tions- und Repräsentationsfunktion findet ihre 
Grenze in der Leistungsfähigkeit der jeweils da
mit betrauten Person. Das bedingt eine kapazi
tätsorientierte Sicht der sogenannten „span of 
control“ , womit sich wiederum die alte Streitfrage 
über die Größe von Abteilungen und die Notwen
digkeit von Unterabteilungen von selbst löst. Man 
kann eine Abteilung mit 18 Referaten sicherlich 
nicht durch den Wegfall der drei Unterabteilungs
leiter von je sechs Referaten optimieren, wohl 
aber durch Aufteilung in zwei Abteilungen etwa 
mit einem Ständigen Vertreter des Abteilungslei
ters, wo dies aus persönlichen Stärken oder 
Schwächen angezeigt ist. Im Grunde ist die Dichte 
einer solchen „Führungszwischenschicht“ die 
Frucht von Überlegungen über Politikintensität.

Ähnlich wie eine von falschen Kriterien gesteuerte 
Diskussion über die Größe von Arbeitseinheiten 
ist auch die Erörterung der Referatsverfassung 
geeignet, in eine Sackgasse zu laufen, soweit sie 
sich am Machtmißbrauch entzündet und an institu
tionellen Strukturen statt an Funktionen orientiert. 
Andererseits bedarf es sicher der Gestaltung der 
Arbeit innerhalb einer Organisationseinheit derart, 
daß weder Informationsmanipulation noch Infor- 
mationsvorenthaltung möglich sind. Das ist ins
besondere eine Frage des Zugriffs eines jeden 
Bearbeiters zu den für seinen Bereich erforderli
chen Daten. Und schließlich vermindern sich Kom
petenzkonflikte zwischen den Referaten — und 
baut sich Referatsegoismus ab —, sobald das Ge
füge der Referate zueinander optimal gestaltet 
und damit ihre Funktionen sinnvoll gruppiert 
werden.

Der Vorschlag von Peters ersetzt — sieht man nur 
einmal die formale Struktur — Kästchen durch 
Kästchen, d. h. er verbleibt im Rahmen der kon
ventionellen institutionellen Sicht der Organisa
tion und sieht Projektgruppen nur als Ausnahme
figuren vor. Aus der Praxis des Europarates kann 
jedoch ersehen werden, daß man Regierungsakti

vitäten in reiner Programm-, Subprogramm- und 
Projektform darstellen und „fahren“ kann. Hier 
werden statistische Kästchen durch dynamische 
Abläufe ersetzt. Sonst als Dauerfunktionen ge
sehene Aktivitäten erscheinen als Aufträge auf 
Zeit, und nichts spricht dagegen, daß ein solches 
Muster auch — für politische wie für Informations- 
wie für Dienstleistungsfunktionen — auf nationaler 
Ebene brauchbar ist.

Peters berührt eine Reihe weiterer Fragen, die 
hier nicht vertieft werden sollen. Dazu zählen Vor
schläge zur Bildung von Staatssekretärs- und Ab
teilungsdirektorien ebenso wie von Projektgrup
pen neben der institutionellen Struktur. Ferner 
sollen in diesem Zusammenhang nicht aufgegrif
fen werden Erwägungen zur Regierungsstruktur 
im ganzen, etwa in Richtung auf die Zusammen
fassung von allgemeiner Wirtschaftspolitik und 
Finanzpolitik (als deren Instrument) in einem Res
sort — wie in Frankreich — oder Fragen der Bil
dung eines Strukturministeriums unter Einbezie
hung der Zielgruppen gewerbliche Wirtschaft, 
Verkehrsträger und Landwirtschaft, dies bei 
gleichzeitiger Zuordnung der Ernährungspolitik 
zur Gesundheitspolitik. Lediglich thesenhaft mag 
noch angedeutet werden, daß
□  nicht alle exekutiven Funktionen sich ohne 
weiteres zur Delegation auf nachgeordnete Behör
den eignen. So sind durchaus Bereiche denkbar, 
wo auch über die Programmdurchführung aktive 
Politik gemacht wird, die sich das Ministerium 
selbst Vorbehalten möchte,
Q  sich zu den Dienstleistungseinheiten nicht nur 
Rechtsreferate (außerhalb der Gesetzgebungs
funktion), sondern auch etwa betriebswirtschaft
liche (Analyse-)Referate zählen lassen und 
schließlich
ö  sehr zu überlegen wäre, ob der politischen 
Steuerungsfunktion (Programmentwurf) nicht zu
mindest das Haushaltsreferat, aber wohl auch das 
Organisationsreferat (als Strukturreferat im wei
testen Sinne) und — bedingt — die Personalpla- 
nungs- und -entwicklungseinheiten zu dienen 
haben.

Wenn auch Erwägungen zu einer Funktionalstruk
tur, wie sie Peters empfiehlt, für das Bundeswirt
schaftsministerium keineswegs neu s ind4), bleibt 
doch Dank zu sagen für einen mutigen Anstoß auf 
einem schwierigen Feld, dessen Bestellung noch 
manch redliche Mühe und viel Gestaltungskraft 
erfordern wird.

4) B e re its  e in e r  d e r frü h e re n  O rg a n is a tio n s re fe re n te n  des B u n 
d e s w ir ts c h a fts m in is te r iu m s  h a tte  in  ä h n lic h e n  A n sä tzen  g e d a ch t; 
s ie h e  dazu  d e n  s o g e n a n n te n  „R a n d e i-P la n “ M itte  d e r se ch z ig e r  
Ja h re  und  das  von  ih m  b e e in flu ß te  G u tach ten  von  H o rs t A l b  a c h  
u nd  W ilfr ie d  B a c k e s :  E n tsch e id u n g ssys te m e  fü r  V e rw a ltu n g s 
e n tsch e id u n g e n  u n te r b e s o n d e re r B e rü c k s ic h tig u n g  des P la n n in g -  
P ro g ra m m in g -B u d g e tin g -S y s te m s  — u n te rsu ch t an B e is p ie le n  des  
B u n d e s w ir ts c h a fts m in is te r iu m s  und  d e r a m e rika n isch e n  B u n d e s 
re g ie ru n g . B onn  1972 (u n v e rö ffe n tlic h te s  M a n u s k rip t) .
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